Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drudesache VI / 3165 


Fragen für die Fragestunden 
der Sitzungen des Deutschen Bundestages 


am Mittwoch, dem 23. Februar 1972 
am Donnerstag, dem 24. Februar 1972 
am Freitag, dem 25. Februar 1972 


Seite 

Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und des Bundeskanzleramtes . . 18, 20 *) 

Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 19, 20 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 7, 21 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz ........ 8, 22*) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft und Finanzen . . 9, 23 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 

und Forsten 13, 24 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung . 13, 24 *) 

Geschäftsbereich des Bundesmini sters der Verteidigung 15, 24 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, Familie und 

Gesundheit * 2, 25*) 

Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr und für das Post- 

und Fernmeldewesen 16, 26*) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Städtebau und Wohnungs- 
wesen 2 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Bildung und Wissenschaft 3, 29*) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit 30*) 


*) Schriftliche Fragen gemäß XV. der Richtlinien 


3uchdruckerei P. Meier, 5205 St. Augustin 1, Buisdorf, Tel. (02241) * 6 10 71 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (02229) 6 3551 



Drucksache VI/3165 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 


1. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung mit den Prinzi- 

Dr. Böhme pien der Förderung des sozialen Wohnungs- 

baues für vereinbar und begrüßenswert, daß 
die von der Landeszentralbank Nordrhein- 
Westfalen aufgelegten Immobilienfonds die 
Aufnahme von Objekten, die mit öffentlichen 
Mitteln gefördert sind oder werden, ablehnt, 
da sie infolge der aus der Hingabe der öffent- 
lichen Mittel entstehenden oder entstandenen 
Bindungen zu viele Verfügungsbeschränkun- 
gen hätten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


2. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, wie groß 
Maucher die Zahl der jährlich durch Verkehrs- und 

andere Unfälle verursachten Dauerhirngeschä- 
digten ist? 


3. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß 
Maucher ein medizinisch-neurologisches, berufsvorbe- 

reitendes Rehabilitationszentrum für erwach- 
sene Hirngeschädigte dringend erforderlich ist? 


4. Abgeordnete Hält die Bundesregierung — in Anbetracht 
Frau Brauksiepe der Tatsache, daß in deutschen Jugendherber- 
gen im Jahre 1971 eine Gesamtzahl von fast 
9 Millionen Übernachtungen erreicht wurden, 
darunter etwa eine Million Übernachtungen 
junger Ausländer — die Arbeit des Deutschen 
Jugendherbergwerks für eine vorrangig zu 
fördernde Aufgabe der Jugendarbeit, insbe- 
sondere im Hinblick auf die vielfältige und 
nachhaltige Gelegenheit internationaler Be- 
gegnungen? 


5. Abgeordnete Ist sie bereit, und sieht sie eine Möglichkeit, 
Frau Brauksiepe den Bundes jugendplan dahin gehend zu über- 
prüfen und die Arbeit des Jugendherberg- 
werks wirksamer als bisher finanziell zu 
unterstützen? 


2 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3165 


6. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Situa- 
Härzschel tion der Rentner in Alters- und Pflegeheimen, 

nachdem die Pflegesätze im vergangenen Jahr 
um mehr als 10°/o erhöht wurden, die Renten 
jedoch nur um 5,5°/'o gestiegen sind? 


7. Abgeordneter Wie hoch ist prozentual der Anteil der Rentner 
Härzschel in Alters- und Pflegeheimen, die neben der 

Rente Sozialhilfe in Anspruch nehmen müs- 
sen, und welche zusätzlichen Belastungen sind 
bei der zunehmenden Zahl von Alters- und 
Pflegeheimen für die Sozialhilfe zu erwarten? 


8. Abgeordneter 

Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein- 
Hohenstein 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Mit- 
teilung der Deutschen Krankenhausgesell- 
schaft, daß bis 1975 rund 12,7 Milliarden DM 
aufgebracht werden müssen, um den bisheri- 
gen Standard der Krankenhausversorgung 
sicherzustellen? 


9. Abgeordneter 
Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein- 
Hohenstein 


Auf Grund welcher Erkenntnisse hält es die 
Bundesregierung für möglich, alle Leistungen 
nach dem vorgesehenen „Gesetz zur wirt- 
schaftlichen Sicherung der Krankenhäuser und 
zur Regelung der Krankenhauspflegesätze" 
einschließlich des Neubaus von Krankenhäu- 
sern mit jährlich 7300 Betten und der Befrie- 
digung des Ergänzungsbedarfs von jährlich 
14 700 Betten zu finanzieren, obwohl zwischen 
dem von der Deutschen Krankenhausgesell- 
schaft bis 1975 für notwendig erachteten Be- 
trag und den vorgesehenen Gesamtaufwen- 
dungen der öffentlichen Hand in Höhe von 
8930 Milliarden DM eine Differenz von 
3,8 Milliarden DM besteht? 


10. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, eine Studie 
Rollmann darüber in Auftrag zu geben, inwieweit Ge- 

walttätigkeit und Brutalität der Szenen im 
Fernsehen das Straßenspiel von Kindern be- 
einflussen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


11. Abgeordneter Bekennt sich die Bundesregierung noch zu 
Leicht dem Grundsatz, daß Lehre und Forschung an 

den Bedürfnissen von Staat, Gesellschaft und 
Wirtschaft ausgerichtet sein müssen? 


12. Abgeordneter 

Leicht 


Sieht die Bundesregierung in den Praktiken 
einiger Hochschulinstitute nicht eine Gefähr- 
dung dieses Grundsatzes? 
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13. Abgeordneter 

Dr. Gölter 


14. Abgeordneter 

Dr. Gölter 


15. Abgeordneter 
Picard 


16. Abgeordneter 

Baier 


17. Abgeordneter 
Dr. von 
Nordenskjöld 


18. Abgeordnete 

Frau Pieser 


19. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(Miindien) 


20. Abgeordneter 

Dr. Jenninger 


21. Abgeordneter 

Dr. Probst 


22. Abgeordneter 

Dr. Probst 


Bekennt sich die Bundesregierung noch zum 
herkömmlichen Leistungsprinzip an den Hoch- 
schulen? 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß das 
schon vielfach praktizierte Kollektivexamen 
noch ihren Vorstellungen vom Leistungsprin- 
zip entspricht? 

Sind der Bundesregierung in letzter Zeit Fälle 
bekannt geworden, in denen Öffentliche Gelder 
an nicht legitimierte Studentenverbände ver- 
geben worden sind? 

Gedenkt die Bundesregierung, den linksextre- 
men Radikalismus an den Hochschulen zu 
tolerieren? 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß der 
bestehende Rechtsschutz für die Sicherung 
einer gedeihlichen Entwicklung des Hochschul- 
wesens ausreichend ist? 

Gedenkt die Bundesregierung, den Verband 
Deutscher Studentenschaften auch nach den 
Beschlüssen seiner letzten Mitgliederver- 
sammlungen weiterhin mit öffentlichen Mit- 
teln zu unterstützen? 

Was hat die Bundesregierung in der Vergan- 
genheit (seit 1969) unternommen, um die Ver- 
wendung der an den Verband Deutscher Stu- 
dentenschaften geleisteten Zuschüsse aus 
Bundesmitteln sowie Abgaben aus Pflichtbei- 
trägen zu überprüfen? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
nehmen, um eine Finanzkontrolle der Studen- 
tenschaften an den Hochschulen der Bundes- 
republik Deutschland zu veranlassen, wie es 
dem Beiträgegesetz vom 24. März 1934 (Reichs- 
gesetzbl, I S. 235), der Bundeshaushaltsord- 
nung und dem geltenden Hochschulrecht ent- 
spricht, um damit sicherzustellen, daß nicht 
mit öffentlichen Geldern rechts- und verfas- 
sungswidrige Aktionen finanziert werden? 

Welche deutsch-französischen Abkommen über 
wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit 
bestehen z. Z. (1972), und welche Absichten 
hat die Bundesregierung über den weiteren 
Ausbau der deutsch-französischen Zusammen- 
arbeit im wissenschaftlich-technischen Bereich? 

Welche Abkommen über wissenschaftlich-tech- 
nische Zusammenarbeit bestehen z. Z. zwischen 
deutschen staatlichen Behörden, Organisatio- 
nen und überwiegend vom Bund geförderten 
Forschungseinrichtungen und entsprechenden 
osteuropäischen Institutionen? 
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23. Abgeordneter 

Dr. Dr. h. c. 
Bediert 

(Gau-Algesheim) 


24. Abgeordneter 

Dr. Dr. h. c. 
Bediert 

(Gau-Algesheim) 

25. Abgeordneter 

Wohlrabe 


26. Abgeordneter 

Wohlrabe 


27. Abgeordneter 

Dr. Hauser 
(Sasbadi) 


28. Abgeordneter 

Dr. Hauser 
(Sasbadi) 


29. Abgeordneter 

Storni 


Ist der Bundesregierung bekannt, da das still- 
gelegte Salzbergwerk Asse II bei Wolfenbüt- 
tel für die Entlagerung von Atommüll aus der 
Bundesrepublik Deutschland vorgesehen ist, 
daß die ebenfalls bei Wolfenbüttel gelegenen 
stillgelegten Salzschädite Asse I und Asse III, 
der eine 1906, der andere 1924, ersoffen sind? 

Welche Maßnahmen sind vorgesehen, wenn 
Atommüll in größerem Umfang in Asse II 
gelagert ist, und das Bergwerk ebenfalls zu 
ersaufen droht? 

In welcher Weise ist die Bundesregierung 
beim Senat von Berlin vorstellig geworden, 
um eine sachgerechte Verwendung der aus 
dem Bundeshaushalt im Rahmen der Bundes- 
hilfe für Berlin zur Verfügung gestellten 
Bundesmittel an der Freien Universität Berlin 
zu erreichen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß inzwi- 
schen namhafte Professoren in Berlin die Auf- 
fassung vertreten, daß es der deutschen Indu- 
strie nicht verargt werden könne, wenn sie 
nicht mehr auf Absolventen der Berliner Uni- 
versitäten zurückgreife, da vielfach ein lei- 
stungsorientiertes Studium nicht gegeben sei, 
und welche Konsequenzen gedenkt die Bun- 
desregierung daraus zu ziehen? 

Treffen Meldungen zu, nach denen eine Reihe 
von Universitäten im letzten Semester 85 und 
mehr Prozent der Studienplätze für Pharmazie 
auf Grund der neuen Studienordnung an 
frische Abiturienten des Jahrgangs 1971 ver- 
gaben und höchstens 15 Prozent der Studien- 
bewerber berücksichtigten, die entsprechend 
der für sie noch vorgeschriebenen, vor dem 
Studium zu absolvierenden zweijährigen Prak- 
tikantenzeit ihr Vorexamen, also ein berufli- 
ches Examen abgelegt haben? * 

Wird sich die Bundesregierung für eine Ver- 
besserung der Studienmöglichkeiten dieser 
Vorexaminierten in der W'eise einsetzen, daß 
das Ergebnis des Vorexamens, wie es noch bis 
1971 als unabdingbare Voraussetzung für eine 
Zulassung zum Pharmaziestudium nachgewie- 
sen sein mußte, gebührend bewertet wird, 
damit diese Studenten in erster Linie ihr Stu- 
dium aufnehmen können und nicht Gefahr 
laufen, vom Studium ganz ausgeschlossen zu 
werden, sofern sechs Jahre seit Abiturabschluß 
verflossen sind, ohne zum Studium zugelassen 
zu sein? 

Kann die Bundesregierung angeben, wie sie 
der prekären Finanzsituation der Deutschen 
Studentenkrankenversicherung (DSKV) im 
Sommersemester 1972 begegnen wird? 
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30. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


31. Abgeordneter 
Lenzer 


32. Abgeordneter 

Werner 


33. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


34. Abgeordnete 

Frau Dr. Walz 


35. Abgeordneter 

Dr. Hubrig 


36. Abgeordneter 

Dr. Hubrig 


Ist die Bundesregierung in der Lage, eine 
Übersicht zu erstellen über die Unterrichtung 
der jungen Generation in der Frage der poli- 
tischen Integration und die Institutionen Euro- 
pas in den Schulen der Bundesrepublik 
Deutschland und sie dem Deutschen Bundestag 
zu unterbreiten? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die For- 
schungsergebnisse des Atomschiffes „Otto 
Hahn", und welche Pläne bestehen für die 
Zukunft auf dem Sektor reaktorangetriebener 
Schiffe? 


Wird die Bundesregierung, soweit sie darauf 
Einfluß nehmen kann, der Tendenz an den 
Universitäten, die sogenannten kleinen Fächer 
zugunsten technischer oder sogenannter 
„wichtigerer" Fächer einzuschränken, entge- 
gentreten, oder ist sie der Meinung, daß wir 
uns in Deutschland den Luxus leisten können, 
diese „kleinen Fächer" verkümmern zu lassen? 


Ist die Bundesregierung bereit, über die Kul- 
tusministerkonferenz auf die Länder einzu- 
wirken, daß obligatorische Unterrichtsstunden 
in der Volks-, Mittel- und Oberschule geschaf- 
fen werden, in denen die Schüler über die 
europäischen Institutionen, die europäische 
Integration und die Bemühungen um die poli- 
tische Union unterrichtet werden? 


Bedeutet die Absicht der Bundesregierung, die 
durch den Weggang von Frau Dr. Hamm- 
Brücher freiwerdende Stelle des für den Bil- 
dungsbereich zuständigen Staatssekretärs im 
Bundesministerium für Bildung und Wissen- 
schaft nicht wieder zu besetzen, daß die Bun- 
desregierung die Bildungspolitik nun nicht 
mehr an der ersten Stelle der inneren Refor- 
men sieht? 


In welcher Höhe und zu welchem Zweck hat 
die Firma Infratest in München seit 1969 von 
der Bundesregierung Gutachten und For- 
schungsaufträge zur Bearbeitung übernom- 
men? 


Trifft es zu, daß die Firma Infratest vom 
Bundesministerium für Bildung und Wissen- 
schaft im Januar 1972 einen Forschungsauf- 
trag zum Problem der Effizienz der For- 
schungsprojekte der Gesellschaft für Kern- 
forschung (GfK) in Karlsruhe erhalten hat? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


37. Abgeordneter Trifft es zu, daß im Gegensatz zu anderen 

Engholm uniformierten Einheiten wie Bundeswehr, Po- 

lizei und Zoll der Bundesgrenzschutz eine 
gewisse Haarlänge vorschreibt und diszipli- 
narisch gegen Beamte vorgeht, die sich dieser 
Vorschrift nicht beugen, und ist dies nach 
Meinung der Bundesregierung mit dem Recht 
auf freie Entfaltung der Persönlichkeit verein- 
bar? 

38. Abgeordneter Ist der Bundesregierung weiterhin bekannt, 

Engholm aus welchen Gründen der Bundesgrenzschutz 

seinen Beamten in solchen Fällen keine Haar- 
netze zur Verfügung stellt, und warum er mit 
drakonischen Maßnahmen gegen Beamte mit 
langen Haaren vorgeht? 

39. Abgeordneter Trifft es zu, daß mit der Eröffnung des Termi- 

Dr. Schmitt- nals Mitte die personelle Lage des Grenz- 

V Ockenhausen schutz-Einzeldienstes im Flughafen Frankfurt/ 

Main noch schwieriger für die dortigen Mit- 
arbeiter wird, und daß auch bei anderen 
Dienststellen des Grenzschutz-Einzeldienstes 
über die schwierige Personalsituation geklagt 
wird? 

40. Abgeordneter Was kann Zug um Zug zur Beseitigung dieser 

Dr. Schmitt- Schwierigkeiten geschehen? 

Vockenhausen 

41. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung gegen die 

Dr. Schneider Absicht der Kommunistischen Partei Italiens 

(Nürnberg) zu unternehmen, in der Bundesrepublik 

Deutschland Betreuungsstellen für italienische 
Gastarbeiter einzurichten? 


42. Abgeordneter 
Niegel 


In welcher Weise gedenkt die Bundesregie- 
rung, der durch Bundesinnenminister Genscher 
wiederholt erteilten Absage an politische Ex- 
tremisten im öffentlichen Dienst Rechnung zu 
tragen? 


43. Abgeordneter 
Wagner 
(Günzburg) 


Welche Maßnahmen unternimmt die Bundes- 
regierung gegen die Errichtung von Regional- 
sektionen der Kommunistischen Partei Italiens 
in Stuttgart für Süddeutschland und in Köln 
für Norddeutschland, und welche Folgerungen 
zieht die Bundesregierung aus der angekün- 
digten Zusammenarbeit der Kommunistischen 
Partei Italiens (PCI) mit der Deutschen Kom- 
munistischen Partei, der Sozialistischen Ar- 
beiterjugend (SDAJ) sowie des Studenten- 
bunds Spartakus? 
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44. Abgeordneter 

Büchner 


45. Abgeordneter 

Offergeld 


46. Abgeordneter 

Sdilee 


47. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 


48. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 

49. Abgeordneter 

Pieroth 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß Personalbogen, die im öffentlichen 
Dienst verwendet werden, eine Rubrik „Orden 
und Ehrenzeichen" enthalten, und wird die 
Bundesregierung veranlassen, daß diese Ru- 
brik in Zukunft nicht mehr in Personalbogen 
erscheint? 

Welche Erkenntnisse über die Wirkungen von 
Naßkühltürmen auf Klima und Luft liegen 
bisher vor, und ist die Bundesregierung bereit, 
gemeinsam mit der Schweiz die voraussicht- 
lichen Auswirkungen der Kühlsysteme der 
geplanten Kernkraftwerke Kaiseraugst und 
Leibstadt zu prüfen? 

Wie gedenkt die Bundesregierung auf die laut 
Bekanntgabe des bayerischen Staatsministe- 
riums des Innern, nach der tschechoslowaki- 
sche Sicherheitsorgane sich in der Nacht zum 
Mittwoch, dem 2. Februar 1972 wiederum 
durch Festnahme oder Bedrohung mit Schuß- 
waffen eines Flüchtlings bemächtigt haben, 
der sich bereits auf dem deutschen Ufer der 
Röslau bei Schirnding/Mühlbach (Gemeinde 
Fischern) befand, neuerliche Verletzung der 
Gebietshoheit und des Asylrechts der Bundes- 
republik Deutschland zu reagieren? 

Welche Zielsetzung verfolgt die Bundesregie- 
rung mit dem von ihr in ihrem Umweltpro- 
gramm angekündigten Umweltforum, und 
welche Organisationen und Gruppen sollen 
in dem Forum vertreten sein? 

Welche Vorbereitungen sind bisher getroffen 
worden, damit das Umweltforum möglichst 
bald mit seiner Arbeit beginnen kann? 

Hat die Bundesregierung einen Überblick über 
die Zahl der unbearbeiteten Anträge bei den 
Ausgleichsämtern, insbesondere auch über 
Altersstruktur der wartenden Antragsteller? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


50. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung ein einheit- 
Lenzer liches Urheberrecht für EDV-Programme, und 

was hat sie in dieser Hinsicht bisher unter- 
nommen? 


51. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für mit den ge- 
Reddemann setzlichen Bestimmungen zu vereinbaren, 

_ wenn das gesetzliche Zeugnisverweigerungs- 
recht für Redakteure durch die Vernehmung 
von Sekretärinnen ausgehöhlt werden soll? 
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52. Abgeordneter 

Reddemann 


53. Abgeordneter 

Zander 


54. Abgeordneter 

Walkhoff 


55. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 


Ist die Bundesregierung bejahendenfalls be- 
reit, einer beabsichtigten oder unbeabsichtig- 
ten derartigen Aushöhlung des Zeugnisver- 
weigerungsrechts für Redakteure dadurch für 
künftige Fälle entgegenzuwirken, daß sie dem 
Bundestag eine entsprechende Novellierung 
der StPO vorlegt? 

Welche Konsequenzen gedenkt die Bundes- 
regierung aus der Tatsache zu ziehen, daß die 
zur Hilfe für politische Häftlinge gegründete 
Organisation Amnesty International den Fall 
Monika Berberich aufgreifen will? 

Betrachtet die Bundesregierung es als eine 
Umgehung des Gesetzes, wenn die nach Arti- 
kel 3 § 4 Abs. 8 Artikelgesetz ausgeschlos- 
sene Aufhebung des Mietverhältnisses dadurch 
erzielt wird, daß nicht der bestehende Wohn- 
raum in Eigentumswohnungen umgewandelt 
werden soll, sondern durch Abbruch der Miet- 
wohnungen und Neubau auf dem gleichen 
Grundstück Eigentumswohnungen, insbeson- 
dere frei finanzierte, erstellt werden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Kinder 
und Heranwachsende schweren psychischen 
Belastungen ausgesetzt sind, wenn sie in dem 
Strafverfahren wegen eines an ihnen began- 
genen Sittlichkeitsdeliktes mehrmals als Zeu- 
gen vernommen werden, und ist sie bereit, 
durch eine Gesetzesinitiative sicherzustellen, 
daß von weiteren Zeugeneinvernahmen bei 
späteren Beweisaufnahmen dann abzusehen 
ist, wenn bereits eine gerichtlich protokollierte 
Aussage \orliegt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wirtschaft und Finanzen 


56. Abgeordneter 

Dr. Schneider 
(Nürnberg) 


57. Abgeordneter 

Ott 


58. Abgeordneter 

Kater 


Hält die Bundesregierung die Verfahren und 
Methoden zur Preiserhebung für ausreichend, 
um möglichst zuverlässige Aussagewerte zu 
den fraglichen Indexziffern zu erreichen und 
Fehlerquellen zu vermeiden? 

Angesichts der schriftlichen Antwort vom 
26. Januar 1972, wonach Bundesminister Schil- 
ler sich schon vor einiger Zeit entschlossen 
habe, das fragliche bundeseigene Haus in Köln 
nicht zu mieten, frage ich die Bundesregierung, 
an welchem Tag hat Bundesminister Schiller 
diesen Entschluß kund getan? 

Welche Auswirkungen hatten nach Auffas- 
sung der Bundesregierung die Folgen der 
Sprengstoffexplosionen in den Kompressor- 
anlagen der Niederländischen Gasunion in 
Ravenstein und Ommen auf die Belieferung 
der Abnehmer von Erdgas in der Bundesre- 
publik Deutschland? 
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59. Abgeordneter 

Kater 


60. Abgeordneter 

Breidbach 

61. Abgeordneter 

Breidbach 


62. Abgeordneter 

Dr. Becker 
(Mönchen- 
gladbach) 


63. Abgeordneter 

Dr. Fuchs 


64. Abgeordneter 

Baeuchle 


65. Abgeordnete 

Frau Funcke 


66. Abgeordneter 

Dr. Ahrens 


67. Abgeordneter 

Dr. Ahrens 


Was hat die Bundesregierung getan, bzw. was 
gedenkt sie zu veranlassen, um Vorsorge für 
den Fall des Entstehens von in den Nieder- 
landen verursachten Versorgungsschwierig- 
keiten für die Abnehmer von Erdgas in der 
Bundesrepublik Deutschland zu treffen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Lage 
der westdeutschen Aluminiumindustrie? 

Welche Prognose für den Aluminiumverbrauch 
pro Einwohner können für die nächsten Jahre 
abgegeben werden? 

Ist die Bundesregierung bereit, das Petitum 
des Verbandes der Europäischen Bekleidungs- 
industrie an das Generalsekretariat des GATT 
über den baldigen Abschluß eines Abkom- 
mens über den Welthandel mit Textilien zu 
unterstützen? 

Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der 
Arbeitslosenzahlen in den ostbayerischen 
Landkreisen, die z. T. über denen des Jahres 
1966 liegen, unverzüglich Maßnahmen zu er- 
greifen, die geeignet sind, die Infrastruktur 
zu verbessern und saisonunabhängige Dauer- 
arbeitsplätze zu schaffen? 

Besitzt die Bundesregierung Zahlenmaterial 
darüber, in welcher Höhe Unternehmungen 
Steuervorteile haben durch Sozialfondsbildung 
für betriebliche Altersversorgungen in den 
letzten drei statistisch erfaßbaren Jahren? 

Ist die Bundesregierung bereit, den Omnibus- 
fahrern im Liniendienst, die neben dem Füh- 
ren des Fahrzeugs den Kassendienst versehen 
und für die unter Berücksichtigung des Fahr- 
gastandrangs, der Verkehrsbehinderung beim 
Halten und der Verpflichtung, den Fahrplan 
einzuhalten, die Gefahr von Kassenfehlbeträ- 
gen besonders groß ist, auch wenn der Gesamt- 
umsatz beim Kassieren von Kleinbeträgen 
relativ gering ist, im gleichen Umfang Steuer- 
freiheit für Fehlgeldentschädigung zu gewäh- 
ren, wie den Arbeitnehmern, die der Regelung 
von Abschnitt 2 Abs. 2 Buchstabe a der Lohn- 
steuerrichtlinien unterliegen? 

Hat sich die Hoffnung der Bundesregierung 
auf eine beispielgebende Wirkung des Geset- 
zes über die verbilligte Veräußerung, Vermie- 
tung und Verpachtung von bundeseigenen 
Grundstücken auf die Bundesländer und Ge- 
meinden erfüllt? 

In welchen Bundesländern sind entsprechende 
Gesetze erlassen worden oder in Vorberei- 
tung? 
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68. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundes- 

Krockert regierung zu ergreifen, um die noch nicht 

bekannten, möglicherweise gesundheitsgefähr- 
denden Wirkungen derjenigen Tabakwaren 
(im Sinne des § 2 Abs. 6 des Entwurfs eines 
Elften Gesetzes zur Änderung des Tabak- 
steuergesetzes in Drucksache VI/3048), wie 
zum Beispiel des unter Sachkundigen bekann- 
ten thailändischen Tiefentorfs oder des Island- 
Moses, zu erforschen und bekanntzumachen, 
und hält es die Bundesregierung nicht für 
angebracht, diejenigen Tabakwaren, die nicht 
aus Tabak bestehen (§ 2 Abs. 6 des o. a. Ent- 
wurfs), steuerlich stärker zu belasten, um auf 
diese Weise der weiteren Verbreitung dieser 
möglicherweise die gesundheitsgefährdene 
Wirkung des Nikotins übertreffenden Stoffe 
vorzubeugen? 

69. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, auch solche 

Schlaga Zigaretten als Zigaretten im Sinne des Ent- 

wurfs eines Elften Gesetzes zur Änderung des 
Tabaksteuergesetzes (Drucksache VI/3048; 
dort § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 2 in Verbindung mit 
§ 2 Abs. 3) zu erfassen, die von sogenannten 
„Selbstdrehern" unter Mißachtung der im § 2 
Abs. 1 Nr. 2 geforderten Parallelität der Naht 
der Tabakfolie zur Längsachse des nicht aus 
Feinschnitt bestehenden Tabakstrangs herge- 
stellt wurden, auch wenn sie ansonsten die 
Auflagen nach Stückgewicht und Hüllenmate- 
rial beachten? 

70. Abgeordneter Hält die Bundesregierung — im Sinne der 

Dr. Sperling durch das Bundesministerium für Familie, Ju- 

gend und Gesundheit angeregten und geführ- 
ten Kampagne gegen das durch Nikotin und 
andere Stoffe gesundheitsgefährdende Rau- 
chen von Tabakwaren und insbesondere von 
Zigaretten — nicht für sinnvoll, eine steuer- 
liche Bevorzugung derjenigen Zigaretten, Zi- 
garren und Rauchtabake im Sinne der Defini- 
tion des von der Bundesregierung eingebrach- 
ten Entwurfs eines Elften Gesetzes zur Ände- 
rung des Tabaksteuergesetzes (Drucksache 
VI/2899 in der Fassung der Beschlüsse des 
Finanzausschusses in Drucksache VI/3048; dort 
§ 2 Abs. 1 bis 5) zu erwägen, soweit diese 
entsprechend § 2 Abs. 6 des gleichen Entwurfs 
ganz aus anderen Stoffen als Tabak bestehen, 
und ist die Bundesregierung bereit, den Abge- 
ordneten des Bundestages eine Zusammenstel- 
lung derjenigen Tabakwaren zukommen zu 
lassen, die nicht aus Tabak bestehen (§ 2 
Abs. 6 des Entwurfs eines Elften Gesetzes zur 
Änderung des Tabaksteuergesetzes in Druck- 
sache VI/3048)? 


71. Abgeordneter Glaubt die Bundesregierung, daß das von den 
Löffler Mineralölfirmen an das Tankstellengewerbe 

gerichtete Angebot, nach dem sich der Bonus 
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pro Liter lediglich um 0,2 Pf bei Normalbenzin 
und um 0,8 Pf bei Super erhöhen soll, den stei- 
genden Kosten im Tankstellen gewerbe gerecht 
wird? 


72. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Löffler während der z. Z. laufenden Verhandlungen 

über Konditionsverbesserungen auf die Mine- 
ralölfirmen dahin gehend einzuwirken, daß 
diese dem Tankstellengewerbe einen Bonus 
gewähren, der die selbständige wirtschaftliche 
Basis dieses Gewerbes sichert? 


73. Abgeordnete Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 
Frau Dr. Orth Mehrwertsteuerzuschlag für landwirtschaft- 
liche Veredlungserzeugnisse unterschiedlich 
gehandhabt wird, indem einmal der Brutto- 
erlös von allen Kosten bereinigt wird und 
dann erst der Mehrwertsteuerzuschlag erfolgt, 
während ein anderes Mal die Mehrwertsteuer 
dem Bruttoerlös zugeschlagen wird und dann 
erst die Kosten abgezogen werden? 


74. Abgeordnete Sieht es die Bundesregierung nicht für erfor- 
Frau Dr. Orth derlich an, daß, um Wettbewerbsverzerrungen 
zu vermeiden, hier nach einheitlichen Rege- 
lungen verfahren werden müßte? 


Sieht die Bundesregierung in der Beseitigung 
der zehnjährigen Grundsteuerfreiheit der so- 
genannten Zweitwohnungen einen Beitrag, die 
Finanznot unserer Kommunen zu lindern und 
die Besitzer dieser Wohnungen zur Mitfinan- 
zierung von durch die Gemeinden erbrachten 
Vorleistungen hinsichtlich der Infrastruktur 
heranzuziehen? 


Wird die Bundesregierung in absehbarer Zeit 
eine derartige Initiative ergreifen und eine 
entsprechende Änderung des einschlägigen 
Gesetzes vorschlagen? 


77. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Didigans Künstler, die im Steuergebiet der Bundesre- 

publik Deutschland leben, dadurch zu fördern, 
daß öffentlich anerkannte, spendenfähige Mu- 
seen, denen Spenden für den Erwerb von 
Werken solcher Künstler gewährt werden, 
die Kunstwerke den Spendern auf Lebenszeit 
leihweise überlassen dürfen, ohne dadurch die 
Abzugsfähigkeit der Spenden zu beseitigen, 
wobei Mißbräuchen dadurch vorgebeugt wer- 
den könnte, daß den einzelnen Museen ein 
jährlicher Höchstbetrag für Ankäufe dieser 
Art zur Verfügung gestellt wird? 


76. Abgeordneter 

Kiechle 


75. Abgeordneter 

Kiechle 
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78. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, mit der fran- 
Pfeifer zosischen Regierung bzw. den französischen 

Streitkräften erneut zu verhandeln mit dem 
Ziel, daß das Militärhospital der französischen 
Garnison in Tübingen, das — gemessen an der 
Gesamtzimmerzahl — kaum belegt ist, zur 
Errichtung eines großen Rehabilitationszen- 
trums für Hirngeschädigte freigegeben wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

79. Abgeordneter Welche konkreten Vorstellungen hat die Bun- 

Dr. Häfele desregierung in der Frage der Einführung von 

Bewirtschaftungszuschüssen in landwirtschaft- 
lichen Problemgebieten? 

80. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Dr. Häfele solche Bewirtschaftungszuschüsse rasch kom- 

men müssen, um zu verhindern, daß infolge 
übermäßiger Abwanderung aus der Landwirt- 
schaft wertvolle Landschaften veröden? 

81. Abgeordneter Trifft es zu, daß Bundesminister Ertl in der 

Höcherl Agrardebatte der Beratenden Versammlung 

in Straßburg die Inflationsentwicklung in der 
Bundesrepublik Deutschland zugestanden hat, 
und was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
um diese Entwicklung einzudämmen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

82. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, nunmehr die 

Peiter Gesetzeslücke zu schließen, die dadurch ent- 

standen ist, daß in § 32 des Angestellten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes 1957 für 
die pflichtversicherten Handwerker und frei- 
willig Versicherten in der damaligen franzö- 
sischen Zone die gleichen Werteinheiten fest- 
gelegt wurden wie für die Versicherten in der 
ehemaligen englischen und amerikanischen 
Zone, obwohl der oben genannte Personen- 
kreis im Markenverfahren in der Zeit vom 
1. Juni 1946 bis 31. Oktober 1949 auf Grund 
der Verordnung Nr. 38 des Oberbefehlshabers 
der französischen Besatzungszone erheblich 
höhere Beiträge geleistet hat? 

83. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß von 

Peiter dieser Benachteiligung etwa 25 000 Personen 

aus der damaligen französischen Zone betrof- 
fen sind? 
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84. Abgeordnete 

Frau Lauterbach 


85. Abgeordnete 

Frau Lauterbach 


86. Abgeordneter 

Cramer 


87. Abgeordneter 

Vogt 


88. Abgeordneter 

Vogt 


89. Abgeordneter 

Weigl 


90. Abgeordneter 

Weigl 


91. Abgeordneter 

Varelmann 


92. Abgeordneter 

Varelmann 


Kann die Bundesregierung bereits darüber 
berichten, inwieweit von der seit 1. Juli v. J. 
in Kraft getretenen Möglichkeit der Krebs- 
vorsorgeuntersuchung als Pflichtleistung der 
Krankenkassen Gebrauch gemacht wurde 
— nach Männern und Frauen unterteilt — , 
welche Erfahrungen hinsichtlich ausreichend 
vorhandener Fachärzte und Laboreinrichtun- 
gen vorliegen? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die in 
Fachkreisen zunehmende Meinung, daß Prä- 
mienzahlungen für nicht benutzte Kranken- 
scheine nicht im Sinne der von ihr geförderten 
ärztlichen Vorsorgemaßnahmen sind, und sie 
darüber hinaus auch einen erheblichen Ver- 
waltungsaufwand bei den Kassen verursa- 
chen? 


Trifft es zu, daß mongoloide Kinder keinen 
Anspruch auf Schwerbeschädigtenausweise zur 
kostenlosen Benutzung von Nahverkehrsmit- 
teln haben weil sie nach dem Bundessozial- 
hilfegesetz nicht als „körperbehindert" gelten? 


Treffen Pressemeldungen zu, wonach die Bun- 
desregierung nicht mehr beabsichtigt, noch in 
dieser Legislaturperiode den Vermögensbil- 
dungsbericht vorzulegen? 


Wann wird die Bundesregierung den Sparför- 
derungsbericht fertigstellen und veröffentli- 
chen? 


Wird die Bundesregierung Landwirten, die 
sich bei der Einführung der Altershilfe für die 
Landwirtschaft von den Beitragszahlungen be- 
freien ließen, eine Nachversicherungsmöglich- 
keit einräumen? 


Wie groß ist der obenangesprochene Per- 
sonenkreis? 


Trifft es zu, daß die Landesversicherungsan- 
stalten auf Veranlassung des Bundesversiche- 
rungsamtes die Leistungen für Zahnersatz ein- 
schränken, und wenn ja, in welchem Umfang? 


Ist vorstehende Minderung der Leistungen be- 
jahendenfalls mit der guten Entwicklung der 
Beitragseinnahmen in der Rentenversicherung 
in Einklang zu bringen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


93. Abgeordneter 

Damm 


94. Abgeordneter 

Damm 


95. Abgeordneter 

Josten 


96. Abgeordneter 

Josten 


97. Abgeordneter 

Mursch 

(Soltau-Harburg) 


98. Abgeordneter 

Mursch 

(Soltau-Harburg) 


99. Abgeordneter 

Dr. Kreile 


100. Abgeordneter 

Dr. Kreile 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung dem 
sozialdemokratischen Bürgermeisterkandida- 
ten in Unterhaching (Freistaat Bayern) eine 
größere Anzahl von Exemplaren des Weiß- 
buches 1971/1972 zur Verfügung gestellt hat, 
damit er sie mit einem Begleitbrief an die 
Angehörigen der Bundeswehr in seinem Wahl- 
bezirk versenden konnte, und wie viele Exem- 
plare waren es gegebenenfalls? 

Hat die Bundesregierung das Weißbuch 1971/ 
1972 zum Zweck der Werbung für Parteikan- 
didaten oder für Parteien auch in anderen 
Fällen zur Verfügung gestellt? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 
wirkungen der höchstrichterlichen Entschei- 
dung des Bundesverwaltungsgerichts in Berlin 
— Az.: VIII C 8869 — die Kriegsdienstver- 
weigerung betreffend? 

Teilt die Bundesregierung die Meinung des 
Gerichts, daß waffenloser Dienst in der Bun- 
deswehr — z. B. in Bundeswehrkrankenhäu- 
sern und ähnlichen Einrichtungen — den 
Kriegsdienstverweigerer in unzumutbarer 
Weise belaste? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
es zweckmäßig ist, vor dem Kasernentor ein 
Offiziersheim, ein Unteroffiziersheim und ein 
Soldatenheim in verhältnismäßig kurzen Ab- 
ständen voneinander zu bauen? 

Was hält die Bundesregierung von der Mög- 
lichkeit, in solchen Fällen Offiziersheim, Unter- 
offiziersheim und Soldatenheim in einem Heim 
mit getrennten P äumen, aber mit einheitlichem 
Wirtschaftsbetrieb, zu erstellen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob die für 
die Einberufung zum Wehrdienst zuständigen 
Dienststellen der US-Streitkräfte den von 
einem Wehrpflichtigen amerikanischer und 
gleichzeitig deutscher Staatsangehörigkeit in 
der Bundesrepublik Deutschland geleisteten 
Grundersatzdienst mit befreiender Wirkung 
für den Wehrdienst in der US-Armee aner- 
kennen? 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesre- 
gierung gegebenenfalls zu ergreifen, um die 
Anerkennung eines in der Bundesrepublik 
Deutschland geleisteten Grundersatzdienstes 
durch die zuständigen US-Militärdienststellen 
ebenso sicherzustellen wie die Ableistung des 
Wehrdienstes? 
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Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


101. Abgeordneter Wieweit sind die Bemühungen der Bundes- 

Peters regierung und der beteiligten Bundesländer 

(Norden) konkretisiert worden, zur Abwehr der perma- 

nenten Ölverschmutzung der Nordsee und zur 
Bekämpfung der Auswirkungen von Tanker- 
unfällen entsprechend den Empfehlungen des 
Ölunfallausschusses See/Küste einen routine- 
mäßigen Überwachungsdienst und ein Melde- 
und Alarmsystem an der deutschen Nordsee- 
küste einzurichten? 

102. Abgeordneter Welche Hilfsmittel stehen gegenwärtig den 

Peters zuständigen deutschen Dienststellen unmittel- 

(Norden) bar zur Verfügung, um bei Tankschiffunfällen 

sofort wirkungsvolle Schutzmaßnahmen gegen 
Ölverseuchung der Küste einleiten zu können? 

103. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Ollesch das Führen eines Elektrofahrzeugs nicht mehr 

Kenntnisse und Fahrvermögen erfordert als 
das Führen eines vergleichbaren Kraftfahr- 
zeugs mit Otto-Motor? 

104. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den § 5 der 

Ollesch StVZO dergestalt zu ändern, daß die Auftei- 

lung nach Betriebsarten gestrichen wird, wie 
dies international üblich ist, um den Fahrern 
von Fahrzeugen mit Elektromotoren eine zu- 
sätzliche Fahrprüfung zu ersparen? 

105. Abgeordneter Sind Behauptungen richtig, daß Autofahrer, 

Folger die nach dem 15. März zurückkehren, die 

Spikes-Reifen bereits an der Grenze abmon- 
tieren müssen, da keine Ausnahmegenehmi- 
gungen erteilt werden, und, wenn ja, wie soll 
eine solche Vorschrift durchgesetzt werden? 

106. Abgeordneter Was beabsichtigt die Bundesregierung in Zu- 

Folger kunft zu tun, um dem Umstand Rechnung zu 

tragen, daß der Straßenzustand nicht vom 
Kalender, sondern von der Witterung abhän- 
gig ist? 

107. Abgeordneter Kann die Bundesregierung sagen, welches die 

Storm Gründe sind für die vier- bis fünfmonatige 

Dauer bei der Bearbeitung von Fahrgelder- 
stattungsanträgen bei der Deutschen Bundes- 
bahn, und wäre es aus Gründen der Zeiter- 
sparnis nicht besser und kostensparender, die 
Fahrgelderstattungsbeträge an allen Bahnhö- 
fen der Deutschen Bundesbahn bar auszuzah- 
len, ähnlich wie es bei den TEE/IC-Gutscheinen 
gehandhabt wird? 
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108. Abgeordneter Wann rechnet die Bundesregierung mit dem 

Schröder Ausbau der Bundesautobahn Bonn — Emden 

(Wilhelminenhof) in ihren wichtigsten Streckenabschnitten, nach- 
dem im Haushaltsplan 1972 für den Ausbau 
dieser Autobahn keine Mittel ausgewiesen 
sind? 

109. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung unter den gege- 

Sdiröder benen finanziellen Umständen nicht für 

(Wilhelminenhof) zweckmäßig, vordringlich die Bundesstraße 72 

auszubauen, um damit einen Anschluß an die 
Hansa-Linie zu erreichen? 

110. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß jährlich 

Schmidt über 20 000 Verkehrsunfälle durch herabfal- 

(Niederselters) lende Ladungen, fehlerhafte Beladung oder 

Überbesetzungen verursacht werden, von 
denen nach einer offiziellen Statistik allein 
im Jahr 1969 fast 100 Unfälle tödlich verliefen? 

Was hat die Bundesregierung getan, oder was 
gedenkt sie zu tun, um die Eigner von Nutz- 
lastfahrzeugen durch entsprechende gesetz- 
geberische Maßnahmen (z. B. Verpflichtung 
zur Anbringung von Schutznetzen) zu veran- 
lassen, das Sicherheitsrisiko bei Schüttgütern, 
an dessen Minderung auch die Gewerbeorga- 
nisationen und Haftpflichtversicherer sehr in- 
teressiert sein dürften, herabzusetzen? 

112. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, Möglichkeiten 

Büchner zu schaffen, daß die Paketzustellungsgebühr 

bereits vom Absender entrichtet werden kann? 

113. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit und in der 

Hansen Lage, allen Inhabern von Telefonanschlüssen, 

die gegebenenfalls von einer Erhöhung der 
Grundgebühr betroffen sein werden, einen 
Anspruch auf Zusammenlegung ihres An- 
schlusses mit einem anderen zu einem 
„Zweieranschluß" zu gewähren und denjeni- 
gen, die einen solchen Anschluß beantragen, 
die geringere Gebühr für den Zweieranschluß 
auch dann in Rechnung zu stellen, wenn aus 
postinternen Gründen die entsprechende Zu- 
sammenschaltung noch nicht vorgenommen 
werden konnte? 

114. Abgeordneter Ist es richtig, daß die Deutsche Bundespost in 

Dr. Wittmann dem Organ der Sozialistischen Basisgruppe 
(München) Kreuzgasse, Köln, „Rotes Echo", eine Stellen- 

anzeige aufgegeben hat? 

115. Abgeordneter Ist es richtig, wie der Verband der Postbenut- 

Schulte zer e. V. in einer Pressemitteilung am 15. Fe- 

(Schwäbisch bruar 1972 angibt, daß der Postscheckdienst 

Gmünd) von 1961 bis 1970 über 2 Milliarden DM Ver- 

lust gebracht hat, davon im Jahre 1970 allein 
rund 350 Millionen DM? 


111. Abgeordneter 
Schmidt 
(Niederselters) 
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116. Abgeordneter Halt es die Bundesregierung für gerechtfertigt, 
Seefeld daß die im Unfallrettungsdienst tätigen Orga- 

nisationen monatlich 5 DM als Gebühren für 
die Benutzung jedes ihrer beweglichen Funk- 
geräte und 25 DM für jede feste Station und 
Relaisstation an die Deutsche Bundespost zah- 
len müssen und daß dadurch den Hilfsorgani- 
sationen für die notwendige Unterhaltung der 
Funkgeräte jährlich etwa eine halbe Million 
DM von den Zuschüssen, die staatliche und 
private Stellen leisten, wieder entzogen wer- 
den? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


117. Abgeordneter Entsprechen die Auffassungen, die Bundesmi- 
Dr. Schulze- nister Ehmke in einem Interview mit dem 

Vorberg Bonner „General- Anzeiger“ vom 7. Januar 

1972 — auch nachgedruckt im Bulletin vom 
8. Januar 1972 — zu den Problemen der Mas- 
senmedien darlegte, den in den zuständigen 
Bundesministerien entwickelten Vorstellun- 
gen — , und teilt die Bundesregierung insbe- 
sondere die Behauptungen des Bundesmini- 
sters „Hinsichtlich der Pressekonzentration 
muß man sich klarmachen, daß ein Teil des 
Konzentrationsvorgangs allein aus betriebs- 
wirtschaftlichen Gründen notwendig ist und 
daß die Zusammenlegung oft zu einem besse- 
ren Niveau der Zeitungen führt. Man muß auch 
lokale Zeitungsmonopole durch den Ausbau 
regionaler Rundfunk- und Fernsehsender aus- 
zugleichen suchen. Dennoch ist der Gedanke 
einer als öffentlich-rechtliche Körperschaft or- 
ganisierten Zeitung ein interessantes theore- 
tisches Modell, wenn wir nämlich unterstellen, 
daß es am Ende des Konzentrationsprozesses 
nur noch eine Zeitung mit einer absoluten 
Monopolstellung geben könnte. Wir sollten 
es aber auf keinen Fall zu einer solchen Situa- 
tion kommen lassen, in der die Frage verneint 
werden muß, ob Zeitungen überhaupt noch 
auf privater Basis gemacht werden dürfen."? 


118 Abgeordneter Muß aus der Anzeigenaktion der Bundesre- 

Ott gierung Ende Januar 1972 über die Erweite- 

rung der EWG geschlossen werden, daß die 
Bundesregierung der Auffassung ist, Presse, 
Rundfunk und Fernsehen hätten die Bevölke- 
rung bis dahin unzureichend, falsch oder ten- 
denziös einseitig über die europäische Integra- 
tion unterrichtet? 
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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


119. Abgeordneter 

Schulte 

(Schwäbisch 

Gmünd) 


120. Abgeordneter 

Gewandt 


121. Abgeordneter 

Gewandt 


122. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 


123. Abgeordneter 

Baier 


124. Abgeordneter 

Niegel 


125. Abgeordneter 

Dr. Sperling 


Trifft es zu, daß Lehrkräfte an deutschen 
Auslandsschulen in der Besoldung niedriger 
eingestuft werden als Inlandslehrer, und wenn 
ja, hält die Bundesregierung dies für berech- 
tigt? 

Treffen Pressemeldungen zu, wonach der 
sowjetische Außenminister Gromyko von 
Staatssekretär Bahr Reparationen in Höhe von 
mehr als 20 Milliarden DM gefordert haben 
soll? 

Treffen Pressemeldungen zu, denen zufolge 
die Bundesregierung bereits einen intermini- 
steriellen Ausschuß zur Berechnung der Höhe 
möglicher Reparationszahlungen gebildet ha- 
ben soll, und kann daraus der Schluß gezogen 
werden, daß die Bundesregierung die Forde- 
rungen der Sowjetunion dem Grunde nach 
bereits anerkannt hat? 

Ist es richtig, daß das Auswärtige Amt mit 
einem Runderlaß an alle Auslandsvertretun- 
gen das Buch von Leonore Leonhart „Das un- 
sichtbare Fluchtgepäck" als nicht geeignet für 
die Öffentlichkeitsarbeit im Ausland bezeich- 
net hat, und welche Gründe waren für die 
Herausgabe dieses Erlasses maßgebend? 

Wurde anläßlich des Pariser Treffens von 
Bundeskanzler Brandt auch über die Fortfüh- 
rung und Aktivierung des deutsch-französi- 
schen Jugendwerks gesprochen mit dem Ziele, 
die gegenwärtigen finanziellen Leistungen der 
deutschen und der französischen Regierung 
von je 16,2 Millionen DM wieder auf die 
früheren Leistungen von je 20,0 Millionen DM 
im gegenseitigen Einvernehmen anzuheben? 

Billigt die Bundesregierung die Haltung der 
von ihr finanziell unterstützten Zeitschrift 
„Afrika heute" gegenüber dem mit der Bun- 
desrepublik Deutschland befreundeten und in 
der NATO verbündeten Land Portugal bezüg- 
lich der Afrikapolitik und der in dieser Zeit- 
schrift wiederholt herausgestellten Unterstüt- 
zung der „Frelimo" -Revolutionsbewegung? 

Trifft es zu, daß Gespräche zwischen Touristen 
aus der Bundesrepublik Deutschland und grie- 
chischen Staatsbürgern Anlaß für willkürliche 
Verhaftungen und Folterungen der griechi- 
schen Gesprächspartner sind, und ist die Bun- 
desregierung bereit, nach Griechenland reisen- 
de Touristen der Bundesrepublik Deutschland 
hierauf hinzuweisen? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 

1. Abgeordneter Trifft es zu, daß der Leiter des Presse- und 

Reddemann Informationsamts der Bundesregierung, Con- 

rad Ahlers, vom „Spiegel"-Verlag als Propa- 
gandist für das „Manager-Magazin" gebraucht 
wird, indem man eine ganzseitige überfreund- 
liche Stellungnahme von Conrad Ahlers an 
alle potentiellen Abonnenten des Magazins 
versendet? 

2. Abgeordneter Hält die Bundesregierung gegebenenfalls 

Reddemann eine solche Nebentätigkeit ihres Staatssekre- 

tärs für angemessen? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


3. Abgeordneter Welche Stellungnahme bezieht die Bundes- 
Bauer regierung zu dem schon vor geraumer Zeit 

(Würzburg) vom tirolischen Landeshauptmann vorgelegten 

und in der Diskussion befindlichen Plan einer 
„Alpinen Superregion", die westlich bis Gre- 
noble und Mailand, östlich bis Salzburg mit 
möglicher Ausdehnung bis Kärnten und Jugo- 
slawien sowie nördlich bis Baden-Württem- 
berg reichen und sich als permanente Arbeits- 
gemeinschaft mit regelmäßigen Sitzungen und 
dem Ziel des Niederschlags gemeinsamer In- 
teressen in gesetzgeberischen Maßnahmen in- 
stitutionalisieren soll, und ist die Bundesre- 
gierung über eine sicherlich gebotene Beob- 
achter-Position hinaus geneigt, sich durch 
offizielle Beauftragte an dieser überregional- 
europäischen Kooperation zu beteiligen, nach- 
dem deutsche Interessen nicht nur durch die 
Förderung von Verkehrswegen, wie z. B. einer 
Schnellstraße Ulm — Mailand, sondern auch 
über das Gastarbeiter-Problem, Transportwe- 
sen, Tourismus, Ökologie-Fragen u. a. berührt 
werden? 


4. Abgeordneter Trifft es zu, daß die griechische Regierung mit 
Dr. Sperling einer Politik willkürlicher Verhaftungen und 

Folterungen auch das Vertrauen der griechi- 
schen Armee zu verlieren beginnt oder bereits 
verloren hat, und teilt die Bundesregierung 
die Auffassung, daß damit eine Schwächung 
der Verteidigungskraft der NATO herbeige- 
führt wird? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


5. Abgeordneter Wie vereinbart sich die Regelung des Arti- 

Hansen kels II § 13 Abs. 3 des Ersten Gesetzes zur 

Vereinheitlichung und Neuregelung des Besol- 
dungsrechtes in Bund und Ländern, woraus 
Nachteile für ledige Angestellte mit nicht- 
ehelichen Kindern entstehen, mit Artikel 6 des 
Grundgesetzes (insbesondere Absatz 3)? 

6. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 

Dr. Wamke sache, daß Flüchtlinge aus der „DDR", die vor 

ihrer Flucht den überwiegenden Teil ihres 
Vermögens in der „DDR" hatten und diesen 
Teil ihres Vermögens durch Enteignungsmaß- 
nahmen verloren haben, in letzter Zeit in zu- 
nehmendem Maße wegen Verbindlichkeiten, 
die nach ihrer Flucht entstanden sind, in An- 
spruch genommen werden? 

7. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Bestim- 

Dr. Wamke mungen des Bundesvertriebenengesetzes über 

den Vollstreckungsschutz für Flüchtlinge 
— entsprechend den Empfehlungen des Innen- 
ausschusses vom 4. März 1971 — so zu erwei- 
tern, daß eine Inanspruchnahme wegen der 
nach der Flucht entstandenen Forderungen 
aus dem zurückgelassenen Vermögen künftig 
ausgeschlossen ist? 

8. Abgeordneter Haben sich die Anlagen zum Absaugen von 

Biediele Autoabgasen, die an Grenzübergangsstellen, 

wie z. B. Konstanz/Kreuzlinger Tor, zum 
Schutze der dort tätigen Bundesbeamten in- 
stalliert worden sind, bewährt, und gedenkt 

die Bundesregierung, solche Anlagen beizu- 

behalten bzw. an allen stark frequentierten 
Grenzübergangsstellen zu errichten? 

9. Abgeordneter Ist die Bundesregierung — gegebenenfalls in 

Biechele Zusammenarbeit mit der Innenmipisterkon- 

ferenz — bereit zu prüfen, ob solche oder 
vergleichbare Anlagen zum Schutze anderer 
Bundesbediensteter gegen Autoabgase im 
Rahmen der Bemühungen gegen Umweltver- 
schmutzung gebaut werden sollten, und ist sie 
bereit, den Ländern auf Grund ihrer Erfah- 
rungen entsprechende Empfehlungen zu ge- 
ben? 


10. Abgeordneter Wieviel Prozent der Beamten haben 1970 und 
Härzsdiel 1971 von der Möglichkeit Gebrauch gemacht, 

mit dem 62., 63. oder 64. Lebensjahr vorzeitig 
in den Ruhestand zu gehen, soweit sie nicht 
wegen Erwerbs- oder Berufsunfähigkeit aus- 
geschieden sind? 
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11. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 


Kann die Bundesregierung die Äußerungen 
des Regierungsrats Heix vom Wasserdezemat 
des Regierungspräsidenten in Düsseldorf be- 
stätigen, der laut „Welt am Sonntag" vom 
6. Februar 1972 gesagt haben soll: „Die Ge- 
richte nehmen die Sache vielfach nicht recht 
ernst. Wir verhängen meist Bußgelder zwi- 
schen 100 und 500 Mark. Höher zu gehen hat 
wenig Sinn, weil die Betroffenen dann vor 
Gericht marschieren und da auch meist die 
Herabsetzung erreichen. Die Strafen der Ge- 
richte liegen vielfach noch unter 100 Mark."? 


12. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 


Welche Konsequenzen gedenkt die Bundes- 
regierung aus dem oben geschilderten Tatbe- 
stand zu ziehen, nachdem insbesondere in 
einigen Ländern bereits Staatsanwaltschaften 
für Umweltschutz eingerichtet worden sind? 


13. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 


Die Bundesregierung wird um Mitteilung ge- 
beten, bis zu welchem Zeitpunkt mit dem 
Bericht der Kommission zur Neugliederung 
des Bundesgebietes endgültig zu rechnen ist, 
nachdem der ursprünglich für Mai 1972 vor- 
gesehene Termin wohl nicht eingehalten wer- 
den kann? 


14. Abgeordneter Trifft es zu, daß am Ausgleichsamt Bad Kreuz- 
Pieroth nach ungefähr 500 Entschädigungsanträge vor- 

liegen von Antragstellern, die über 70 Jahre 
alt sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


15. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, durch Rück- 
Bauer frage bei den Lander-Justizministerien festzu- 

(Würzburg) stellen, ob aus den Reihen der Staatsbürger 

bzw. seitens der Polizei bei den Staatsanwalt- 
schaften Hinweise zur Frage der Gesetzwidrig- 
keit des von der Firma „Constantin-Verleih" 
vertriebenen — auch bereits in Bonn gezeig- 
ten — Films „Addio, Onkel Tom ..." einge- 
gangen sind, und ist sie auf diesen Hinweis 
ferner bereit, auf dem Weg des Ersuchens 
über ein Länder-Justizministerium durch eine 
der zuständigen Länder- Staatsanwaltschaften 
prüfen zu lassen, ob der genannte Film durch 
die Häufung von Brutalität und Obszönität 
sowie wegen des entstellenden wie irritieren- 
den Begleittextes in Verbindung mit allego- 
risch in die aktuelle Gegenwart projizierten 
Abschlachtungs-Szenen gegen das geltende 
Strafrecht verstößt und darüber hinaus den 
Tatbestand der Rassenhetze gegen das Neger- 
tum erfüllt? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wirtschaft und Finanzen 


16. Abgeordneter Welche einzelnen Projekte hat der Bundes- 
Lenzer minister für Wirtschaft und Finanzen aus dem 

Haushaltskapitel 09 02 „Förderung der elek- 
tronischen Datenverarbeitung" in den Jahren 
1969 bis 1971 gefördert, welche Mittel wurden 
jeweils bewilligt, und nach welchen Kriterien 
erfolgte die Auswahl der zu fördernden Pro- 
jekte? 


17. Abgeordneter Wie hoch ist die Dividende, die in den Jahren 
Dr. Sperling seit der Gründung der Ruhrkohle-Einheitsge- 

sellschaft an die Eigentümer der eingebrach ten 
Zechen gezahlt wurde, und rechtfertigt die 
Rentabilität der eingebrachten Zechen ange- 
sichts der steigenden Verluste diese Dividen- 
denzahlung? 


18. Abgeordneter Trifft.es zu, daß für Instandsetzungsarbeiten 
Pieroth an den amerikanischen Truppenunterkünften 

in Baumholder die dort ansässigen Firmen 
nicht zur Angebotsabgabe aufgefordert wor- 
den sind, obwohl gerade in diesem wirtschaft- 
lich schwachen und durch militärische Anlagen 
in seiner wirtschaftlichen Entwicklung beein- 
trächtigten Raum die Vergabe von Aufträgen 
zur Schaffung und Erhaltung guter Arbeits- 
plätze notwendiger ist als in den Ballungs- 
gebieten, wohin die Aufforderung an große 
Firmen gerichtet wurde? 


19. Abgeordneter Ist die Bundesregierung nunmehr bereit, im 
Weigl Rahmen der Übergangsregelung für die Ge- 

währung von Grenzlandsonderabschreibungen 
die Frist für die Fertigstellung der Investi- 
tionen bis zum 31. Dezember 1973 zu verlän- 
gern, nachdem die Länderfinanzminister in 
ihrer Konferenz vom 27. Januar 1972 einen 
entsprechenden Beschluß gefaßt haben? 


20 . Abgeordneter Ist es richtig, daß die Beschränkung der neuen 
Weigl Brennrechtsvergabe an landwirtschaftliche 

Brennereien, die bis zum 31. März 1972 be- 
triebsfertig hergerichtet werden, zu einer Be- 
günstigung von 18 Kartoffelgemeinschafts- 
brennereien in Niedersachsen und zu einer 
totalen Benachteiligung des größten Kartof- 
felanbaulandes (Bayern) führen würde? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


21. Abgeordneter Betrachtet die Bundesregierung die derzeiti- 

Dasdi gen deutschen Milcherzeugerpreise als Aus- 

gangspunkt für die EWG-Agrarpreisverhand- 
lungen mit einer von der Bundesrepublik 
Deutschland gewünschten Erhöhung von 8°/o? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


22. Abgeordneter Trifft es zu, daß Anträge auf Förderung der 
Zebisch beruflichen Fortbildung und Umschulung bei 

der Bundesanstalt für Arbeit und den zustän- 
digen Arbeitsämtern nur mit großer zeitlicher 
Verzögerung bearbeitet werden können, und 
was wird die Bundesregierung zusammen mit 
der Bundesanstalt für Arbeit unternehmen, 
um eine schnellere Behandlung der Anträge, 
ggf. durch Vorbescheide, zu erreichen, um zu 
vermeiden, daß Umschulungs- und Fortbil- 
dungswillige in finanzielle Schwierigkeiten 
geraten? 

Wird die Bundesregierung bei der Bundesan- 
stalt für Arbeit und Sozialordnung darauf hin- 
wirken, daß z. B. Krankenversicherungsbei- 
träge bei Beginn der Teilnahme an Umschu- 
lungs- und Fortbildungslehrgängen sofort 
durch die Arbeitsämter übernommen werden, 
auch wenn der endgültige Bescheid zur För- 
derung der Umschulungs- und Fortbildungs- 
maßnahmen noch nicht erteilt worden ist? 


23. Abgeordneter 
Zebisch 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


24. Abgeordneter Denkt die Bundesregierung daran, die Kosten- 
Möhring Übernahme für Familienheimfahrten Wehr- 

pflichtiger gegenüber der Deutschen Bundes- 
bahn künftig auch auf die Transportmittel der 
Deutschen Bundespost auszudehnen? 


25. Abgeordneter Wäre für Soldaten aus Einödstandorten, wo 
MÖhring zum Teil keine öffentlichen Verkehrsverbin- 

dungen bestehen, eine Entschädigung für 
Fahrten mit dem privaten Kraftfahrzeug in 
gleichem Sinne möglich? 
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26. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, die Ein- 
Röhner zugsbereiche der Kreiswehrersatzämter an die 

Grenzen der inneren Verwaltung nach der 
Kreisreform anzupassen, und wird die Bundes- 
regierung bei einer etwaigen Neufestsetzung 
der Einzugsbereiche an den Bezirksgrenzen 
festhalten? 


Ist die Bundesregierung bereit, durch eine 
Änderung des Wehrpflichtgesetzes (§ 14) eine 
sinnvolle Abrundung der Einzugsbereiche von 
Kreiswehrersatzämtern über Bezirksgrenzen 
hinaus, wie es sich beispielsweise im Falle 
Bamberg durch Zuordnung des Haßberg-Krei- 
ses anbietet, zu ermöglichen und durchzufüh- 
ren? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 

28. Abgeordneter Wie gedenkt die Bundesregierung der Aus- 
von Thadden beutung der Hilfsbereitschaft durch Pseudo- 

Hilfsorganisationen, die vornehmlich an ihre 
eigene Tasche denken, entgegenzutreten? 

29. Abgeordneter Welche Bundesländer haben bisher Ausfüh- 

Rollmann rungsbestimmungen zu den §§ 5 und 8 des 

Gesetzes für Jugendwohlfahrt erlassen? 

30. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung getan, um die 

Rollmann Bundesländer zu veranlassen, solche Ausfüh- 

rungsbestimmungen zu schaffen? 

31. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, das Bestrah- 

Dr. Gölter len von frischem Fisch zum Zwecke der län- 

geren Haltbarkeit zu genehmigen? 


32. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, nach denen so- 
Orgaß wohl die Bundesregierung als auch der Senat 

der Freien und Hansestadt Hamburg durch 
Ortsbesichtigung des Hamburger Zentral- 
schlachthofes haben feststellen lassen, daß 
dieser von der Bundesregierung im Jahre 1968 
durch Erteilung der Kontroll-Nummer zuge- 
lassene Zerlegebetrieb tatsächlich bis heute 
nicht den hygienischen Anforderungen der für 
die Genehmigung zugrundeliegenden EWG- 
Richtlinien „Frisches Fleisch" entspricht, ja 
nicht einmal die wesentlich schwächeren Be- 
stimmungen der hamburgischen Hygienever- 
ordnungen erfüllt? 


27. Abgeordneter 

Röhner 
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33. Abgeordneter Auf welche Weise gedenkt die Bundesregie- 
Orgaß rung, auf den Senat der Freien und Hansestadt 

Hamburg einzuwirken, daß dieser endlich die 
bei der Erteilung der Kontroll-Nummer einge- 
gangenen Auflagen erfüllt und damit seiner 
Verpflichtung zum Schutze der Gesundheit 
der Verbraucher nachkommt? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


34. Abgeordneter Gibt es Verkehrszählungen aus den letzten 
Dr. Schmitt- Monaten, die die Belastung der Ortsdurchfahrt 

Vockenhausen Raunheim (B 43) und die damit verbünde Be- 

lastung für die Bevölkerung deutlich machen? 


35. Abgeordneter Ist die Bundesregierung für den Fall, daß 
Dr. Schmitt- solche Unterlagen nicht existieren, bereit, ent- 

Vockenhausen sprechende Verkehrszählungen einzuleiten, 
die mit dazu beitragen können, die Dringlich- 
keit der Verlegung der B 43 deutlich zu ma- 
chen? 


36. Abgeordneter Mit welcher Linienführung ist nach dem der- 
Seibert zeitigen Planungsstand für die sogenannte 

Odenwaldautobahn im Bereich zwischen Ha- 
nau und Michelstadt zu rechnen, und bis wann 
ist der Abschluß der Planung vorgesehen? 


37. Abgeordneter Welche verbindlichen Pläne bestehen hinsicht- 
Seibert lieh der Autobahnzubringer für die Landkreise 

Alzenau, Aschaffenburg, Obernburg und Mil- 
tenberg? 


38. Abgeordneter Wie hoch ist der finanzielle Bundesanteil 1972 
Biehle am Programm der Länder über die Zuweisun- 

gen zum kommunalen Straßenbau (§ 6 Abs. 2 
des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes) 
für Bayern, und welche Beträge wurden seit 
1969 in den einzelnen Jahren jeweils Bayern 
zur Verfügung gestellt? 


39. Abgeordneter Ist vorgesehen, daß das Projekt 98 i (Bay.) laut 

Biehle Verkehrshaushalt 1972 im Bereich der Stadt 

Lohr (Bau der Nord-Süd-Umgehung als Ost- 
tangente zwischen der Staatsstraße 2315 und 
der B 26) noch 1972 durch die Anhöhung der 
Mineralölsteuer nachträglich aufgestockt wird, 
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und wie sind die Ausgabenvorstellungen bei 
den Bundesmitteln für dieses Bauprojekt in 
den nächsten Jahren bis zur endgültigen Fer- 
tigstellung? 


40. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung das von 

Fellermaier der Bavaria-Tirol-Adria-Autobahnfinanzie- 

rungs AG, München, betriebene Vorhaben, 
eine neue Autobahn, die „Strada Alemagna" 
von Südbayern über Tirol bis nach Venedig 
zu bauen? 


41. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Fellermaier die von dieser privaten Interessengruppe stark 

forcierte Autobahnführung Tegemseer Tal, 
Achenpaß auf bayerischer Seite, mit der Fort- 
setzung im österreichischen Zillertal wegen 
der Gefahr der weiteren Zerstörung der Al- 
penlandschaft entschieden abgelehnt werden 
muß? 


42. Abgeordneter Wird daran festgehalten, den auf einer Vor- 
Dr. Wittmann kriegsplanung beruhenden Verschiebebahnhof 

(München) München-Nord in München-Lerchenau/Fasane- 

rie/Allach zu errichten, und welche Maßnah- 
men sind bejahendenfalls vorgesehen, um Be- 
lästigungen für die Bevölkerung zu vermei- 
den bzw. den Wohnwert der unmittelbar an- 
grenzenden bzw. durchschnittenen Wohnge- 
biete zu erhalten? 


43. Abgeordneter Besteht die Möglichkeit, den Verschiebebahn- 

Dr. Wittmann hof München-Nord in der unbebauten Anflug- 
(München) zone des geplanten Verkehrsflughafens Mün- 

chen II im Gebiet Freising/Erding-Nord zu 
errichten, oder welche anderen Alternativen 
zur jetzigen Planung bieten sich an? 

44. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 

Kiechle aus dem diesjährigen Eventualhaushalt für 

den Weiterbau der B 12, Kaufbeuren — Kemp- 
ten, 1972 zusätzliche Mittel bereitzustellen? 


45. Abgeordneter Werden für den Beginn der Umgehung Kemp- 

Kiechle ten (BAB 85 — BAB 22) rechtzeitig Mittel zur 

Verfügung stehen, um 1972 noch Ausschrei- 
bungen für Brückenbauten und den Grunder- 
werb vornehmen zu können? 

46. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, zusätzliche 

Dr. Jahn Mittel für die Familienheimdarlehen der Deut- 

(Braunsdiweig) sehen Bundesbahn zur Verfügung zu stellen, 

um zu erreichen, daß, nachdem die Familien- 
heimdarlehen-Richtlinien, die für die übrigen 
Bundesbehörden seit Jahren gelten, bei der 
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47. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunsdiweig) 


48. Abgeordneter 

Dr. Gölter 


49. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 
Vorberg 


50. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 
Vorberg 


51. Abgeordneter 

Picard 


52. Abgeordneter 

Picard 


Deutschen Bundesbahn aber erst am 1. April 
1970 eingeführt wurden, die Anträge der Jahre 
1971/72 bewilligt werden können, und ist sie 
bereit, die Mittel in der Zukunft in den Haus- 
halt des Bundesministeriums für Verkehr zu 
übernehmen, da eine Erwirtschaftung dieser 
Mittel im Haushalt der Deutschen Bundes- 
bahn offensichtlich nicht möglich ist? 


Ist die Deutsche Bundesbahn bereit zu prüfen, 
ob eine Herabsetzung der Zinsen bei den 
Familienheimdarlehen von sieben auf fünf 
Prozent möglich ist, da die Belastung der 
Lohn- und Gehaltsempfänger erheblich ist? 


Welche zeitlichen Vorstellungen hat die Bun- 
desregierung bezüglich des weiteren Ausbaus 
der B 38 zwischen Landau und Hochdorf-As- 
senheim, insbesondere im Abschnitt Neu- 
stadt — Hochdorf-Assenheim? 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die 
alte Reichsbahnstrecke Zürich — Stuttgart — 
Würzburg — Schweinfurt — Mellrichstadt — 
Erfurt — Berlin ohne Schwierigkeiten in weni- 
gen Wochen für den Schnellzugverkehr wieder 
herzurichten ist, und welche Aussichten gibt 
in diesem Zusammenhang die Bundesregie- 
rung den Bemühungen der fränkischen Wirt- 
schaft und insbesondere der Industrie- und 
Handelskammer Würzburg/Schweinfurt nach 
Öffnung des Grenzüberganges bei Mellrich- 
stadt im Schienen- und Straßenverkehr? 


Kann die Bundesregierung inzwischen einen 
verbindlichen Termin für die Fertigstellung 
der Ortsumgehung Schwebheim im Zuge der 
neuen Bundesstraße, die für die gesamte 
Wirtschaft im Raum Schweinfurt/Gerolzhofen 
von besonderer Bedeutung ist, nennen? 


Inwieweit ist der Bundesregierung bekannt, 
daß der Notruf aus öffentlichen Telefonzellen 
des öfteren dadurch erschwert oder verzögert 
wird, daß erstens eine Gebühr zu zahlen und 
zweitens eine Vorwahlnummer zu wählen ist, 
die dem Anrufer in dringenden Fällen u. U. 
nicht bekannt ist, sofern sich die betreffende 
Stelle der Polizei, Feuerwehr, des Kranken- 
transportes usw. in einem anderen Ortsnetz 
befindet? 


Sieht die Bundesregierung die Möglichkeit, 
den Notruf aus öffentlichen Telefonzellen da- 
durch zu erleichtern, daß er gebührenfrei und 
ohne Vorwahlnummer ermöglicht wird? 
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53. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung Anstren- 
Dr. Hubrig gungen, die auf die Gebührenbefreiung für 

Funkanlagen des Deutschen Roten Kreuzes 
abzielen, und ist sie ggf. bereit, diese für 
Funknotrufsäulen zu erwirken? 


54. Abgeordneter In welchen sozialen Härtefällen unterstützt 
von Thadden die Bundesregierung das Anliegen besonders 
sozial Schwacher und Dauerkranker, von den 
Telefongebühren befreit zu werden oder doch 
eine niedrigere Gebühr zahlen zu müssen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


55. Abgeordneter Welche Folgerungen zieht die Bundesregie- 
Dr. Probst rung aus der Feststellung des NASA-Direktors 

James Fletcher, daß für eine endgültige Ent- 
scheidung einer europäischen Beteiligung am 
Raumtransportsystem nur noch höchstens ein 
Jahr zur Verfügung stehe? 


56. Abgeordneter Auf welchen Sachgebieten beabsichtigt die 
Dr. Probst Bundesregierung einen Ausbau der wissen- 

schaftlich-technischen Zusammenarbeit zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und 
den osteuropäischen Staaten? 


57. Abgeordneter Welche wissenschaftlichen Institute beschäf- 
Dr. Hubrig tigen sich zur Zeit in der Bundesrepublik 

Deutschland mit dem Problem des Innova- 
tionsprozesses, und hält das Bundesministe- 
rium für Bildung und Wissenschaft unter Be- 
rücksichtigung dieser Forschungen die Grün- 
dung eines eigenen Instituts für Innovations- 
forschung für unbedingt notwendig? 


58. Abgeordneter Welche einzelnen Projekte hat die Bundesre- 
Lenzer gierung im Rahmen des 3. Atomprogramms 

gefördert, und welche Mittel wurden jeweils 
im Einzelfall bewilligt? 


59. Abgeordneter Ist die schriftliche Antwort der Bundesregie- 
Dichgans rung zu meinen schriftlichen Fragen Nr. B 47 r 

B 48, Drucksache VI/3075 (s. Stenographischer 
Bericht vom 4. Februar 1972 der 170. Sitzung, 
S. 9736) dahin zu verstehen, daß die Bundes- 
regierung sich verpflichtet fühlt, in ihrer Fi- 
nanzpolitik die Mittel für den Bau und die 
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laufende Finanzierung der notwendigen Stu- 
dienplätze, in ihrer Wirtschafts- und Gesell- 
schaftspolitik die Bereitstellung einer aus- 
reichenden Anzahl akademischer Arbeitsplätze 
für alle Hochschulabsolventen auch dann zu 
sichern, wenn die Zahl der studierwilligen 
Abiturienten allmählich auf mehr als 50°/o 
der Geburtsjahrgänge ansteigt? 


60. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die gleichmäßige 
Dichgans Freiheit der Meinungsäußerung an deutschen 

Hochschulen, welche ihre Hörsäle den 
„Schwarzen Panthern" bereitwillig öffnen, für 
gesichert, wenn der Heidelberger Rektor den 
Wunsch eines Bundestagsabgeordneten, an 
der dortigen Hochschule einen Vortrag zu 
halten, in seinen Pressemitteilungen vom 
14. Januar 1972 wie folgt bescheidet: „Die For- 
derung von Dichgans anzunehmen hieße (an- 
gesichts der Entwürfe Dichgans für ein Hoch- 
schulrahmengesetz), die Heidelberger Studen- 
tenschaft bewußt zu provozieren. Auf eine 
sachliche hochschulpoli tische Auseinanderset- 
zung kam es Dichgans, wie seinen eigenen 
Worten zu entnehmen war, nicht an. Er ver- 
suchte vielmehr deutlich, einen Beitrag zur 
Eskalierung in Heidelberg zu leisten", und 
gedenkt die Bundesregierung diesen Vorgang 
zum Anlaß zu nehmen, im Rahmen der Arbeit 
am Entwurf eines Hochschulrahmengesetzes 
sicherzustellen, daß sich derartiges künftig 
nicht wiederholt? 


61. Abgeordnete Welche Ausbildungsbereiche und Forschungs- 
Frau Dr. Walz Vorhaben sind nach Auffassung der Bundes- 
regierung von besonderer Bedeutung für die 
Gesellschaft, nachdem der 4. revidierte Ent- 
wurf für einen Bildungsgesamtplan davon 
spricht, daß Bauvorhaben für die Sicherung 
von Mindestkapazitäten „in denjenigen Aus- 
bildungsbereichen und Forschungsvorhaben" 
vorrangig sind, „die für die Gesellschaft von 
besonderer Bedeutung sind"? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


62. Abgeordneter Wie hoch waren die deutschen Entwicklungs- 
Kiep hilfe-Leistungen im Jahre 1971 in absoluten 

Zahlen insgesamt und aufgegliedert nach öf- 
fentlicher Entwicklungshilfe, sonstigen öffent- 
lichen Leistungen, privater Entwicklungshilfe, 
und in welchem prozentualen Verhältnis steht 
diese Gesamtleistung zum deutschen Brutto- 
sozialprodukt? 
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63. Abgeordneter Wie gliedert sich die private deutsche Ent- 

Kiep wicklungshilfe für 1971 auf nach Direktinvesti- 

tionen, Portefolio-Investitionen, garantierte 
Exportkredite? 


Bonn, den 18. Februar 1972 



